
07.05.2025
Drucksache 8/1036

Druck: Thüringer Landtag, 9. Mai 2025

Thüringer Landtag
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Entwicklung einer „Gesamtkonzeption gegen extrem 
rechte und völkische Ideologien sowie Strukturen“ – res-
sortübergreifende Strategie zum Schutz der demokrati-
schen Kultur für Thüringen

I.	 Der Landtag stellt fest:

Extrem rechte und völkische Ideen haben in Thüringen in den ver-
gangenen Jahren an Einfluss gewonnen. Diese Ideologien stützen 
sich zunehmend auf ein Netzwerk aus Immobilien, Musik- und Kul-
turveranstaltungen, wirtschaftlichen Aktivitäten, Rückzugsräumen 
sowie organisierten Strukturen innerhalb und außerhalb politischer 
Parteien. Eine solche Entwicklung bedroht die Menschenwürde, das 
Demokratie- und das Rechtsstaatsprinzip – nicht nur in Thüringen, 
sondern darüber hinaus – und erfordert eine entschlossene, mehr-
dimensionale Gegenstrategie.

II.	 Die Landesregierung wird aufgefordert, eine ressortübergreifende 
Gesamtkonzeption zur Bekämpfung extrem rechter und völkischer 
Ideologien und Strukturen zu entwickeln. Ziel ist es, langfristig Vor-
stellungen von Ungleichwertigkeit zu überwinden, gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit, Antisemitismus, Neonazismus und Rassismus 
zurückzudrängen sowie die Zivilgesellschaft nachhaltig zu stärken. 
Hierbei soll die Zivilgesellschaft aktiv eingebunden werden – unter 
anderem durch Beteiligungsverfahren und regelmäßige Konsultati-
onen. Dabei sollen insbesondere die nachfolgenden Aspekte in die 
Erarbeitung einbezogen werden:

1.	 Immobilien und Grundstücke

Extrem rechte Rückzugsräume erkennen, verhindern und demo-
kratische Gegenräume schaffen – solidarisch an der Seite der 
Kommunen

a)	 Einsetzung einer interdisziplinären Taskforce „Liegenschafts-
Monitoring“, um insbesondere als Frühwarnsystem für ländli-
che Regionen mit Leerstand und extrem rechter Präsenz früh-
zeitig kommunale Akteure einzubinden
Zudem soll ein gemeinde- und kreisübergreifender Austausch 
über Immobilien- und Grundstückskäufe durch Strohmänner 
und Tarnorganisationen sichergestellt sowie eine zentrale Mel-
destelle für auffällige Kaufabsichten aus der Neonazi-Szene 
etabliert werden.

A n t r a g

der Fraktion Die Linke
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b)	 Einrichtung eines landesweiten Notfallfonds zur Abwehr ext-

rem rechter Immobilien- und Grundstücksankäufe
Der Fonds soll Kommunen finanziell unterstützen und durch 
einen landesweiten Juristen-Pool rechtliche Beratung für Ge-
meinden und Städte zur Abwehr von extrem rechten Kaufinte-
ressenten ermöglichen, da deren Agieren im Widerspruch zur 
Landesverfassung steht.

c)	 Landesweite Fortbildungsoffensive zu Raumnahmestrategien 
der extremen Rechten und ihren Hegemonialbestrebungen; 
Aufnahme eines entsprechenden Moduls in das Jahresfortbil-
dungsprogramm 2026 der ressortübergreifenden Fortbildung 
des Ministeriums für Inneres, Kommunales und Landesent-
wicklung für Beschäftigte im öffentlichen Dienst
Zusätzlich soll eine Informationskampagne für Eigentümerin-
nen und Eigentümer, Maklerinnen und Makler sowie Notarin-
nen und No-tare durchgeführt werden.

d)	 Thüringen als Vorreiter: Vorbereitung eines bundeseinheitli-
chen Leitfadens zur baurechtlichen Verhinderung extrem rech-
ter und völkischer Nutzung im Rahmen von Bund-Länder-Ar-
beitsgruppen
Darüber hinaus soll eine gesetzliche Verpflichtung zur Offen-
legung wirtschaftlich Berechtigter bei Vereinsgründungen und 
Immobilienkäufen geprüft werden. Ebenfalls ist eine Erweite-
rung des Vorkaufsrechts bei Verdacht auf extrem rechte oder 
völkische Nutzung sowie der konzeptionelle Einsatz von Bau- 
und Planungsrecht zur Verhinderung entsprechender Ansied-
lungen zu prüfen.

e)	 Etablierung eines Fonds zur alternativen Raumnutzung – etwa 
für Jugendzentren und Kulturhäuser –, um zu verhindern, dass 
Immobilien verfallen oder veräußert werden
Städtebau, Kulturpolitik, Jugendförderung und Wohnraumpo-
litik sollen als Bestandteil des Demokratieschutzes verstan-
den und die „Demokratische Raumstrategie“ als zukünftiger 
Bestandteil des Landesentwicklungsplans integriert werden.

f)	 Prüfung einer gesetzlichen Regelung auf Grundlage von Arti-
kel 34 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen zur Ent-
eignung von Immobilien im Besitz von Neonazis zum Wohle 
der Allgemeinheit, sofern tatsächliche Anhaltspunkte für sys-
tematische und fortdauernde Bestrebun-gen vorliegen, die 
sich gegen die Menschenwürde sowie gegen das Demokra-
tie-, Rechtsstaats- und Sozialstaatsprinzip (Artikel 1 und 2 der 
der Verfassung des Freistaats Thüringen) richten.

g)	 Unterstützung der zuständigen kommunalen Stellen zur regel-
mäßigen Wahrnehmung von Vor-Ort-Kontrollen
Entwicklung einer Checkliste mit Möglichkeiten aus dem Denk-
mal-, Umwelt-, Bau- und Planungsrecht sowie anderen spezi-
algesetzlichen Regelungen, um Kommunen gezielt mit einer 
Politik der Nadelstiche zu unterstützen – insbesondere dort, 
wo sich entsprechende Projekte neu ansiedeln.
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2.	 Vertriebsstrukturen, Musik-Szene und Labels

Hass-Soundtracks stoppen – Keine Bühne und kein Profit für 
Rechtsrock

a)	 Erstellung eines „Best Practice“ Katalogs, um die Anmeldung 
von Gewerbebetrieben mit extrem rechtem und völkischem 
Hintergrund zu erschweren sowie Handlungsmöglichkeiten 
zum beschleunigten Entzug von Gewerbescheinen auf Basis 
der geltenden rechtlichen Möglichkeiten

b)	 Entwicklung eines jährlichen fortzuschreibenden „Lagebilds 
rechte Musikszene“, orientiert am früheren Musikatlas Thürin-
ger Sicherheitsbehörden, das den zuständigen Stellen auf Lan-
des- und Kommunalebene zur Verfügung gestellt wird, um ei-
nen vollständigen Überblick zu Versandhäusern, Musiklabels, 
Merchandising-Unternehmen, Proberäumen, wiederkehrenden 
Auftrittsorten und relevanten Akteuren der rechten Szene zu 
liefern

c)	 Mindestens einmal jährliche Gesamtbestandsprüfung neuer 
extrem rechter Musikerzeugnisse aus Thüringen zum Zweck 
der Indizierung beziehungsweise proaktive systematisierte Zu-
arbeit an die Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedien-
schutz

d)	 Bundesratsinitiative zur Ergänzung des § 35 der Gewerbeord-
nung (GewO, Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden) zur 
Aufnahme der Tatbestandsvoraussetzungen durch vorliegen-
de Verurteilungen nach § 86, § 86a und § 130 des Strafge-
setzbuchs (StGB; Volksverhetzung, Verwenden von Kennzei-
chen verfassungswidriger und terroristischer Organisationen 
und Verbreiten von deren Propagandamitteln) im Zusammen-
hang mit dem Gewerbe, welche die Unzuverlässigkeit des Ge-
werbetreibenden im Regelfall begründet

e)		 Konsequentes Vorgehen gegen Neonazis, die mit Konzerten, 
Rechtsrock und Merchandise von Thüringen aus versuchen, 
Profit zu generieren oder die finanzielle Mittel und Spenden-
sammlungen für extrem rechte oder strafbare Aktivitäten oder 
organisierte kriminelle Aktivitäten nutzen
Hierzu soll beim Landeskriminalamt ein eigenes Dezernat „Fi-
nanzermittlungen“ errichtet werden, zudem soll konsequent das 
Instrument der Vermögensabschöpfung zum Einsatz kommen.

3.	 Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Demokratie im Staats-
dienst

Staatliche Integrität und Gewaltmonopol sichern – Null Toleranz 
für extrem rechte Unterwanderung von Polizei, Verwaltung und 
Sicherheitsapparat.

a)	 Entwicklung eines Landes-Lageberichts „Rechtsextremisten 
und Reichsbürger in Thüringer Sicherheitsbehörden“, welcher 
der Landesregierung und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
und periodisch fortgeschrieben werden soll
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b)	 Konsequentes Vorgehen im Sinne einer Entlassung aus dem 

Beamtenverhältnis sowie Maßnahmen nach dem Thüringer 
Disziplinargesetz, falls wegen Verstößen gegen die Menschen-
würde, das Rechtstaats- und das Demokratieprinzip Verstöße 
gegen die Pflicht zur Verfassungstreue (§ 33 Beamtenstatus-
gesetz) dokumentiert sind, etwa auch im Zusammenhang mit 
einer Mitgliedschaft in einer „gesichert rechtsextremen“ Orga-
nisation oder Partei; Prüfung zum Widerruf waffenrechtlicher 
Erlaubnisse von Polizeibeamtinnen und -beamten zum Füh-
ren von Dienstwaffen in diesen Fällen

c)	 Stärkere Unterstützung der unteren Waffenbehörden durch das 
Land mit substantiierten Tatsachennachweisen über verfas-
sungsfeindliche Bestrebungen durch Angehörige von als „gesi-
chert rechtsextrem“ eingestuften Organisationen und Parteien 
sowie sogenannte Reichsbürger; Unterstützung der Kommu-
nen zur personellen Verstärkung für allgemeine Waffenkont-
rollen sowie eine landesweite Kontrollaktion gezielt bei Ange-
hörigen der extrem rechten Szene und Reichsbürgern, deren 
Waffenerlaubnisse noch nicht rechtskräftig entzogen sind

d)	 Landesweite Prüfung von Personen, die als „rechtsextrem“ 
eingestuft werden und solche, die in den letzten fünf Jahren 
mit Delikten der „Politisch motivierten Kriminalität (PMK) oder 
dem Hinweis „Reichsbürger/Selbstverwalter“ behördlich ver-
merkt sind, ob eine Erlaubnis im Sinne des § 7 des Spreng-
stoffgesetzes vorliegt und Veranlassung von Widerrufsverfah-
ren.

e)	 Im Austausch mit den anderen Ländern und den Bundesbehör-
den (oder im Wege einer Bundesratsinitiative) soll die beson-
dere Zuverlässigkeitsprüfung nach § 34a GewO in Verbindung 
mit der Bewachungsverordnung, welche für Security-Aufgaben 
erforderlich ist, künftig um eine Unzuverlässigkeit im Regelfall 
ergänzt werden, wenn die beantragende Person bereits da-
hin gehend aufgefallen ist, dass sie der Menschenwürde, dem 
Demokratieprinzip und dem Rechtstaatsprinzip durch Äuße-
rungen oder Handlungen zuwiderläuft oder Angehörige einer 
„als gesichert rechtsextrem“ eingestuften Gruppierung ist.
Zudem Einführung eines „Qualitätssiegels für sicherheitsrele-
vante Einrichtungen und Unterkünfte zur Unterbringungen von 
Geflüchteten und Asylsuchenden“

4.	 Solidarität mit den Betroffenen rechter, rassistischer und antise-
mitischer Gewalt

Opfer schützen, nicht alleine lassen – Unterstützung, Anerken-
nung, Sicherheit

a)	 Mitwirkung an der Schaffung eines Bleiberechts für Opfer ras-
sistischer Gewalt, dessen Voraussetzung an die Nebenkla-
geberechtigung im Sinne von § 395 der Strafprozessordnung 
geknüpft ist, damit sichergestellt ist, dass Geschädigte von 
Straftaten auch beim Strafverfahren beteiligt sein können

b)	 Sicherstellung des Schutzes von Betroffenen von Feindeslisten 
durch Erweiterungen und Ergänzungen von § 51 des Bundes-
meldegesetzes (BMG) im Rahmen der Vorbereitung einer Än-
derung in den Bund-Länder-Gremien sowie im Zuge der Kon-
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ferenz der Justizministerinnen und Justizminister; Klarstellung 
im § 51 BMG dahin gehend, dass eine Sperrung der Meldead-
resse ab Antragstellung durch die Betroffenen vorgenommen 
wird und nicht erst am Ende eines monatelangen Prüfprozes-
ses. Zudem Erweiterung des Schutzes der persönlichen Da-
ten von Betroffenen neonazistischer Feindeslisten in § 126a 
StGB
Betroffene derartiger Listen sollten bei Bekanntwerden durch 
Thüringer Sicherheitsbehörden künftig an die fachspezifischen, 
unabhängigen Beratungsstellen vermittelt werden.

c)	 Schaffung eines Entschädigungsfonds für Betroffene von rech-
ter, rassistischer und antisemitischer Gewalt für eine schnel-
le, unbürokratische Unterstützung auf Landesebene, etwa für 
Sachschäden, Rechtshilfekosten, psychologische Betreuung, 
medizinische Kosten, Lebensunterhaltungskosten, Umzugs-
kosten und Sicherheitsmaßnahmen

d)	 Erweiterung der Härteleistungen für Opfer extrem rechter 
Straftaten beim Bundesamt für Justiz auch für Betroffene von 
schweren Brandstiftungen und Sachbeschädigungen; Eben-
so ein Notfallfonds für rechtsterroristische Taten, um kurzfris-
tig die jeweiligen Opferberatungsstellen bei den professionel-
len fachspezifischen Begleitungs- und Beratungsangeboten 
vor Ort zur Bewältigung des Erlebten und der Angriffsfolgen 
zu unterstützen (unkomplizierte Ressourcenerhöhung bei Ter-
ror- und Amoktaten)

e)	 Unterstützungszulage des Landes bei extrem rechten Terror- 
und Amoktaten
Die Betroffenen sollen bei der Verarbeitung der psychischen, 
physischen und materiellen Folgen des Attentats so lange un-
terstützt werden, bis die Verfahren zur Existenzsicherung ab-
geschlossen sind und die Betroffenen die noch bestehenden 
Folgen des Attentats selbstständig oder mit Unterstützung von 
für sie nutzbaren Regelangeboten der sozialen Arbeit vor Ort 
bewältigen können. Insbesondere Unterstützung der Betrof-
fenen bei der Beantragung von existenzsichernden Leistun-
gen, medizinisch-psychologischen Hilfen, der Inanspruchnah-
me von Angeboten und Einrichtungen der Regelversorgung.

f)	 Schaffung einer Fahrtkostenübernahme-Regelung für ver-
letzte Nebenklägerinnen und Nebenkläger infolge von extrem 
rechter und völkischer Gewalt, zur Stärkung ihrer Stellung in 
Hauptverhandlungen, nachdem Fahrtkosten bisher nur für An-
geklagte sowie Zeuginnen und Zeugen am Tag ihrer Aussage 
getragen werden
Die Landesregierung soll hierzu in den Bund-Länder-Gremien 
als Teil der Umsetzung der EU-Opferschutzrichtlinie hinwirken.

g)	 Flächendeckende Bereitstellung von Zeugeninnen- und Zeu-
gen-Schutzräumen in allen Thüringer Gerichten bis zum Jahr 
2028 sowie Sicherstellung eines Bereitschaftssystems, das bei 
Bedarf den Sofortzugriff auf Sprachmittlerinnen und Sprach-
mittler sicherstellt
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5.	 Klare Kante in der Justiz

Gleiches Recht für alle – rechte Gewalt entschieden verfolgen, 
Justiz stärken

a)	 Errichtung einer Schwerpunktstaatsanwaltschaft „Hasskrimi-
nalität“ in Thüringen und Untersetzung mit personellen Res-
sourcen, um eine intensive und zügige Bearbeitung der Straf-
sachen im Bereich der Hasskriminalität zu gewährleisten
Das Justizministerium muss Sorge dafür tragen, dass mit ent-
sprechenden Verfahren befasste Kammern bei Gericht dau-
erhaft sachlich und personell arbeitsfähig sind, um Prozesse 
ohne Zeitverzug führen zu können.

b)	 Die Landesregierung soll im Rahmen der Konferenz der Jus-
tizministerinnen und Justizminister darauf hinwirken, entspre-
chende gesetzliche Regelungen oder Änderungen in den 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren 
(RiStBV) zu erwirken, damit Staatsanwaltschaften ohne ex-
plizites Einverständnis von Nebenklägerinnen und Nebenklä-
ger keine „schmutzigen Deals“ mehr mit Neonazi-Gewalttätern 
mehr durchführen können. 
Einführung einer landesweiten Berichtspflicht für Staatsanwalt-
schaften bei Ermittlungsverfahren nach schweren neonazisti-
schen Gewalttaten, um einen Überblick über teils langjährige 
Verfahrensverläufe zu erhalten

c)	 Entschiedenes Vorgehen gegen rechte Richterinnen und Rich-
ter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, die sich selbst 
extrem rechts, rassistisch oder antisemitisch äußern oder ent-
sprechende Entscheidungen treffen durch frühzeitiges Ergrei-
fen von Disziplinarmaßnahmen auf der Grundlage von § 33 
des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit dem Thüringer 
Disziplinargesetz

d)	 Für eine bessere Datengrundlage und das Erkennen von Pro-
blemen bei Gerichten und in der Strafermittlung und -verfol-
gung soll eine jährliche Statistik über Verlaufsstatistik für Ge-
walt- und Tötungsdelikte im Bereich der „Politisch motivierten 
Kriminalität -rechts-“ eingeführt werden. Die Tatmotivation im 
gesamten Verfahrensverlauf von Anzeigenaufnahme bis Ab-
schluss durch Staatsanwaltschaft und Gericht soll für alle be-
teiligten Behörden nachvollziehbar gemacht werden. Das Land 
Thüringen soll dazu bei der Konferenz der Innenministerinnen 
und Innenminister eine Reform des PMK-Meldedienstes an-
stoßen.

e)	 Beauftragen einer landesweiten Evaluation zu § 46 Abs. 2 
Satz 2 StGB, wonach das Gericht „rassistische, fremdenfeind-
liche, antisemitische oder sonstige menschenverachtende“ Be-
weggründe und Ziele des Täters sowie „die Gesinnung, die 
aus der Tat spricht“, bei der Strafzumessung zu berücksichti-
gen habe und analog zur Anwendung des § 15 Abs. 6 RiStBV
Es sollte evaluiert werden, inwieweit diese Normen in den 
Straf- und Bußgeldverfahren bislang bereits Anwendung fin-
den. Durch diese Maßnahmen wird in keiner Weise in die rich-
terliche Unabhängigkeit nach Artikel 97 Abs. 1 Grundgesetz 
eingegriffen.
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f)	 Im Bereich des Strafvollzugs sollen Deradikalisierungsprogram-
me weiter ausgebaut und gefördert werden, das Übergangs-
management und die Nachsorge nach der Haft sollen in die 
Programme integriert werden.

6.	 Polizei demokratisch weiterentwickeln 

Wissenstransfer und Stärkung der demokratischen Resilienz

a)	 Prüfung der Umstellung des bisherigen Fortbildungssystems 
für Polizeibedienstete sowie Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte auf ein verbindliches Punktesystem
Dabei sollen Themen wie Antisemitismus, Rassismus, extre-
me Rechte, Sozialdarwinismus, gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit und Demokratiebildung – auch in ihren aktuellen 
Erscheinungsformen – verpflichtend behandelt werden. In Aus- 
und Fortbildung sollen zudem Kenntnisse über szenetypische 
Kleidung, Symbole und Sprache sowie über die extrem rech-
te und völkische Szene in Thüringen vermittelt werden. Der 
Aufbau einer landesweiten Fortbildungsstruktur zu demokra-
tiefeindlichen Einstellungsmustern soll geprüft werden – auch 
für Beschäftigte anderer Behörden, der Verwaltung, Schulen, 
Kindertagesstätten und im Gesundheitswesen.

b)	 Mit den vom Landtag im Haushalt für das Jahr 2025 bereitge-
stellten zusätzlichen 400.000 Euro für hybride Lehre soll die 
polizeiliche Fortbildung modernisiert werden. Geplant ist der 
Aufbau von sechs neuen Multi-Mediaräumen, um eine regel-
mäßige Fortbildung in allen Landesteilen, auch zu demokra-
tischer Kultur und extrem rechten Entwicklungen, zu ermögli-
chen. Das bereits finanzierte „Fortbildungspaket zum Umgang 
mit Anhängern von Verschwörungsideologien“ (Haushaltstitel 
Kapitel 03 14 Titel 525 62) soll bis Jahresende inhaltlich aus-
gearbeitet werden.

c)	 Vorbereitung eines Erlasses zur institutionellen Kooperation 
zwischen Polizei und spezialisierten Opferberatungsstellen
Hinweise auf Angebote wie die Beratungsstelle „Ezra“ für Be-
troffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt sol-
len nicht mehr freiwillig, sondern verpflichtend in Dienststel-
len von Polizei und Justiz erfolgen – inklusive Aushändigung 
von Kontaktdaten und Informationsmaterial. Zudem sollen re-
gelmäßige Fallkonferenzen zwischen Landeskriminalamt und 
Beratungsstellen stattfinden.

d)	 Zusätzlich zu den bundesweiten Stichtagsauswertungen am 
31. März und 30. September soll die Thüringer Polizei viertel-
jährlich nicht vollstreckte Haftbefehle gegen Verdächtige aus 
der extrem rechten und völkischen Szene erfassen und aus-
werten (also auch zum 30. Juni und 31. Dezember).

e)	 Gemäß den Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschus-
ses 6/1 soll es keine kontrollfreien Räume im Rechtsstaat ge-
ben. Der Einsatz polizeilicher Quellen (Vertrauenspersonen 
und verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler) soll künftig einer 
parlamentarischen Kontrolle durch einen Landtagsausschuss 
unterliegen. Eine entsprechende Regelung ist im Rahmen der 
Novellierung des Polizeirechts umzusetzen.
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7.	 Demokratie im Netz verteidigen – digitale Räume gegen rechte 

Hetze sichern

Algorithmen dürfen nicht radikalisieren – Hass im Netz begegnen, 
digitale Räume schützen

a)	 Ausbau und Systematisierung des Monitorings extrem rech-
ter und völkischer Online-Aktivitäten, um auf Plattformen wie 
TikTok, Instagram, Discord et cetera neue Trendentwicklungen 
(zum Beispiel neonazistische Jugendkampfsportgruppen) früh-
zeitig zu erkennen und Gegenmaßnahmen zu ermöglichen

b)	 Aufbau eines digitalen Frühwarnsystems für rechtsextreme 
Narrative in sozialen Medien in Kooperation mit Medienpäda-
gogik, Zivilgesellschaft und Landesmedienanstalt

c)	 Einführung einer digitalen Antragstellung sowie einer zentra-
len Fördermittelplattform für Projekte im Bereich Demokratie-
förderung zur Reduzierung bürokratischer Hürden und zur Er-
höhung der Transparenz

d)	 Bei einer zukünftigen Nutzung Künstlicher Intelligenz im Lan-
desdienst ist sicherzustellen, dass diese keine Diskriminie-
rungspotenziale birgt oder Stereotype reproduziert.

8.	 Weitere Maßnahmen gegen extrem rechte Organisationen und 
Erscheinungsformen

Symbolpolitik reicht nicht – Strukturen sichtbar machen und kon-
sequent unterbinden

a)	 Prüfung und gegebenenfalls Einleitung eines Vereinsverbots-
verfahrens gegen den eingetragenen Verein Gedächtnisstät-
te in Guthmannshausen (Ortsteil der Landgemeinde Buttstädt 
im Landkreis Sömmerda) gemäß Artikel 9 Abs. 2 Grundgesetz 
in Verbindung mit § 3 Vereinsgesetz
Der Verein dient als Sammelbecken für Holocaustleugner 
und Revisionisten, verstößt gegen die Völkerverständigung 
und verletzt Grundrechte, insbesondere die Menschenwür-
de. Bei einem Verbot können Vermögen und Immobilien ein-
gezogen werden.

b)	 Erweiterung der Kennzeichensperre für Fahrzeugzulassungen
Neben bestehenden Verboten (zum Beispiel „SA“, „SS“) sol-
len auch Zahlenkombinationen wie „88“, „188“, „888“, „8888“ 
sowie Buchstabenkombinationen wie „HH-18“, „AH-18“ ge-
sperrt werden – in Anlehnung an die bestehende Praxis im 
Land Brandenburg, in den Städten Erfurt und Gera oder dem 
Kyffhäuserkreis. Grundlage ist § 9 Satz 3 Fahrzeug-Zulas-
sungsverwaltung in Verbindung mit den Arbeitsanweisungen 
des TMIL (Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Land-
wirtschaft Stand: 1. August 2019).

c)	 Überarbeitung des Erlasses zum Umgang mit dem öffentlichen 
Zeigen von Reichs- und Reichskriegsflaggen (14. Juni 2021) 
des Thüringer Ministeriums für Inneres und Kommunales), ins-
besondere Präzisierung des Merkmals „Datum mit historischer 
Symbolkraft“ zur besseren Rechtsanwendung
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Die folgenden Daten sollen künftig als Gefährdung der öffent-
lichen Sicherheit gelten, wenn Reichsflaggen an diesen Tagen 
demonstrativ gezeigt werden:
•	 20. Januar (Wannseekonferenz, „Endlösung Judenfrage“)
•	 27. Januar (Befreiung Ausschwitz),
•	 30. Januar (Machtergreifung),
•	 5. März (Reichstagswahl im Jahr 1933)
•	 7. März (Besetzung des Thüringer Landtags durch die 

NSDAP [Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei]) 
•	 11. April (Befreiung des Konzentrationslagers Buchenwald)
•	 20. April (Hitler-Geburtstag),
•	 1. und 2. Mai (Tag der Arbeit und Zerschlagung der Ge-

werkschaften am Folgetag)
•	 8. Mai (Tag der Befreiung)
•	 10. Mai (Bücherverbrennung)
•	 17. August (Hess Todestag)
•	 1. September (Überfall auf Polen, Beginn 2. Weltkrieg)
•	 15. September (Verkündung Rassegesetze)
•	 9. November (Pogrome)

d)	 Entwicklung eines Muster-Satzungsentwurfs für Kommunen, 
um extrem rechten und demokratiefeindlichen Organisationen 
den Zugang zu kommunalen Räumen (zum Beispiel Stadthal-
len) zu verwehren
Vorgesehen sind Rücktritts- und Rückabwicklungsrechte bei 
Zweckabweichung sowie Vertragsstrafen und ein gestuftes Ab-
bruchkonzept für Veranstaltungen.

e)	 Bereitstellung von Muster-Nutzungsvereinbarungen für Sport-
stätten, die extrem rechte oder menschenfeindliche Nutzun-
gen untersagen
Vertragsstrafen bei Verstößen sollen auch extrem rechte 
Kampfsportveranstaltungen verhindern.

9.	 Demokratie stärken – Wissen, Haltung, Handlungskompetenz för-
dern

Demokratie ist kein selbstverständlicher Zustand, sondern eine 
Daueraufgabe – also braucht es dauerhaft: Bildung, Beteiligung, 
Empowerment.

a)	 Die Landesregierung wird beauftragt, ein Demokratieförder-
gesetz mit mehrjährigen Förderperioden vorzulegen, um Pro-
jekten Planungssicherheit zu geben. Derzeitige jährliche Unsi-
cherheit führt zu Kündigungen von Miet- und Arbeitsverträgen 
und bindet Ressourcen, die für Beratungsarbeit dringend ge-
braucht werden. Ziel ist es, erfahrene Fachkräfte mit lokaler 
Vernetzung und Expertise langfristig zu binden und von unnö-
tigen Verwaltungsaufgaben zu entlasten und eine dauerhafte 
umfassende Finanzierung sicherzustellen.

b)	 Aufbau eines weiteren Standorts der Beratungsstelle für Be-
troffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt in 
Ostthüringen ab dem Jahr 2026
Zusätzlich soll eine Fachstelle „Onlineberatung im Kontext 
von Rassismus, Antisemitismus und rechter Gewalt“ einge-
richtet werden.
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c)	 Umsetzung der Empfehlungen der Enquetekommission Ras-

sismus: Stärkere Förderung von Bildungsangeboten zu Ras-
sismus und Diskriminierung in der Erwachsenenbildung, ins-
besondere in Seniorinnen- und Seniorenverbänden, sowie 
Erarbeitung eines Landesantidiskriminierungsgesetzes

d)	 Prüfung der Einführung von Demokratiebildungskoordinatorin-
nen und -koordintoren an Schulen und Hochschulen
Verbindliche Module zu Rassismus, Antisemitismus, Diskrimi-
nierung und politischer Bildung sollen in Lehramtsstudiengän-
ge und den Vorbereitungsdienst integriert werden.

e)	 Aufbau eines Programms „Demokratie am Arbeitsplatz“ ge-
meinsam mit Gewerkschaften zur Förderung politischer Bil-
dung, Diskriminierungsschutz und Beteiligung, insbesonde-
re in strukturschwachen Regionen sowie Entwicklung eines 
Programms zur Demokratiebildung in Kindertagesstätten und 
Grundschulen sowie Fortbildungsmodule für pädagogische 
Fachkräfte zur Stärkung politischer Bildung von Anfang an

f)	 Es soll geprüft werden, inwieweit bestehende EU-Förderpro-
gramme – insbesondere das Programm „Citizens, Equality, 
Rights and Values” (CERV), der Europäische Sozialfonds Plus 
(ESF+) sowie das Programm Erasmus+ – zur Bekämpfung von 
extremrechten Ideologien, gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit und zur Stärkung der demokratischen Zivilgesellschaft 
in Thüringen mit genutzt werden können. Hierzu soll eine res-
sortübergreifende Analyse vorgelegt und eine Förderstrategie 
entwickelt werden, die zivilgesellschaftliche Akteure, Kommu-
nen und Forschungseinrichtungen bei der Antragstellung un-
terstützt.

10.	Gedenken heißt handeln: Gedenkstätten stärken

Erinnerung bewahren, Verantwortung übernehmen, Revisionis-
ten in die Parade fahren

a)	 Die Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau-Dora 
soll stärker entlastet werden, damit über eine Million Euro an 
Sicherheitskosten künftig in die originäre Gedenkstättenarbeit 
fließen können. Die Landesregierung wird zudem gebeten, mo-
derne Formate der Erinnerungskultur zu unterstützen.

b)	 Unterstützung seitens der Landesregierung für die neue Platt-
form vvww.geschichte-statt-mythen.de – ein Projekt der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena in Kooperation mit der Stiftung 
Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau-Dora – gegen Ge-
schichtsrevisionismus
Ziel ist es, die Plattform bekannter zu machen und inhaltlich 
noch weiter auszubauen.

c)	 Weiterentwicklung der Forschung in Thüringen zur gesellschaft-
lichen Entwicklung
Dazu soll unter anderem ein Lehrstuhl zu Antisemitismus, Ras-
sismus und Neonazismus geprüft sowie ein Forschungs- und 
Transferzentrum für Demokratiepädagogik und Radikalisie-
rungsprävention eingerichtet werden.
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III.	Die Landesregierung wird gebeten, eine interministerielle Steue-
rungsgruppe einzurichten, die ressortübergreifend die Umsetzung 
der Maßnahmen begleitet, evaluiert und an neue Entwicklungen an-
passt. Die Fortschritte sollen jährlich in einem Bericht an den Land-
tag dokumentiert werden.

IV.	Die Landesregierung wird gebeten, dem Landtag bis zum 30. Juni 
2026 über den Stand der Erarbeitung und erste Maßnahmen zu be-
richten.

Begründung:

In den vergangenen Jahren hat sich die extrem rechte Szene in Thürin-
gen zunehmend professionalisiert, regional vernetzt und organisatorisch 
sowie ideologisch konsolidiert. Es zeigt sich ein deutliches Ausmaß an 
strategischem Vorgehen: Extrem rechte Akteurinnen und Akteure kau-
fen gezielt Immobilien, organisieren Veranstaltungen, schaffen Rück-
zugsorte und nutzen wirtschaftliche Aktivitäten, Vereine sowie kulturel-
le Plattformen zur Verbreitung und Verfestigung ihrer Ideologie. Dabei 
agieren sie bewusst nicht nur in offen neonazistischen Kontexten, son-
dern auch in Grauzonen vermeintlich bürgerlicher Fassade – was ihre 
Aktivitäten schwerer erkennbar und zugleich gefährlicher macht. Gleich-
zeitig erreicht auch die extrem rechte AfD mit ihren völkischen Vorden-
kern bei der Bundestagswahl im Jahr 2025 über 38,6 Prozent Zustim-
mungswerte, ein Alarmsignal für alle Demokratinnen und Demokraten. 
Nach Angaben von der Opferberatung Ezra vom April 2025 wurde im 
letzten Jahr mit 206 Angriffen ein Höchststand extrem rechter, rassisti-
scher und antisemitischer Gewalt erreicht.

Diese Entwicklungen stellen eine Bedrohung für die demokratische 
Kultur, die Menschenwürde, das gesellschaftliche Miteinander dar. Die 
ideologische Grundlage dieser Akteure – basierend auf rassistischen, 
antisemitischen, antidemokratischen und menschenverachtenden Welt-
bildern – widerspricht fundamental den Werten des Grundgesetzes und 
der Verfassung des Freistaats Thüringen.

Insbesondere die Verzahnung von kulturellen, politischen und wirtschaft-
lichen Aktivitäten erlaubt es extrem rechten Akteuren, sich eine stabile 
und weitreichende Infrastruktur aufzubauen. Hierzu zählen unter ande-
rem: Immobilienkäufe als Rückzugsräume, Schulungszentren oder Ver-
anstaltungsorte, Rechtsrock- und Kampfsportveranstaltungen zur Ver-
netzung und Finanzierung, Gewerbebetriebe und Versandhandel zur 
Geldgenerierung und Propagandaverbreitung aber auch Vereinsgrün-
dungen, mit denen rechtliche Schlupflöcher genutzt und demokratische 
Kontrollmechanismen umgangen werden.

Diese Netzwerke beschränken sich nicht auf Thüringen, sondern sind Teil 
einer bundesweiten Strategie der extremen Rechten. Thüringen fungiert 
dabei in mehrfacher Hinsicht als Modellregion der extremen Rechten – 
sowohl ideologisch als auch organisatorisch. Insbesondere ländliche 
Räume mit Leerstand, struktureller Schwäche und geringer staatlicher 
Präsenz sind dabei besonders gefährdet, zum Nährboden für rechte 
Raumnahme zu werden.

Gleichzeitig mehren sich Hinweise auf rechtsextreme Unterwanderung 
auch innerhalb staatlicher Institutionen, mehrere Vorfälle in Polizei, Si-
cherheitsbehörden und Verwaltung sind bereits bekannt. Dies gefähr-
det das staatliche Gewaltmonopol und untergräbt das Vertrauen in die 
Unparteilichkeit des Rechtsstaats. Besorgniserregend ist auch die Viel-
zahl an scharfen Schusswaffen, die sich weiterhin legal in den Händen 
der extrem Rechten Szene in Thüringen befindet.
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Trotz dieser alarmierenden Entwicklungen besteht bislang keine über-
greifende, ressortkoordinierte Strategie auf Landesebene, die das Pro-
blem in seiner Gesamtheit in den Blick nimmt. Einzelmaßnahmen und 
punktuelle Förderungen reichen angesichts der strategischen Tiefe der 
extrem rechten Bestrebungen nicht mehr aus. Vielmehr bedarf es ei-
ner landesweiten Gesamtkonzeption, die auf vier zentrale Zielsetzun-
gen ausgerichtet ist:
1.	 Erkennen, Verhindern und Zurückdrängen rechter Raumnahme und 

Ideologieproduktion,
2.	 Stärkung der zivilgesellschaftlichen und demokratischen Kräfte in 

Stadt und Land,
3.	 Schutz besonders betroffener und angegriffener Personengruppen 

sowie demokratischer Institutionen und
4.	 Sicherstellung staatlicher Verlässlichkeit, Integrität und Unabhän-

gigkeit.

Hierbei müssen bestehende rechtliche, verwaltungsrechtliche und ord-
nungspolitische Möglichkeiten konsequent genutzt und weiterentwickelt 
werden – ohne dabei Grundrechte pauschal einzuschränken. Gleichzeitig 
ist die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteurinnen und Akteuren zen-
tral, um Maßnahmen praxisnah, legitimatorisch breit getragen und wirk-
sam zu gestalten. Ein öffentliches Beteiligungsverfahren und Konsulta-
tionen sind daher relevanter Bestandteil des Prozesses.

Diese Gesamtkonzeption soll Demokratie nicht nur als Abwesenheit von 
extremen Rechten, sondern als aktive Gestaltung einer inklusiven, so-
lidarischen und wehrhaften Gesellschaft verstehen. Ziel muss es sein, 
Prävention, Repression, Förderung und Beteiligung zu verbinden und 
damit nichts weniger als den umfassenden Schutz und die Zukunftsfä-
higkeit der demokratischen Kultur in Thüringen sicherzustellen. Ange-
sichts der strategischen Bedrohung durch extrem rechte und völkische 
Ideologien braucht es ein ebenso geschlossenes Vorgehen des demo-
kratischen Staats und seiner Zivilgesellschaft. Thüringen hat die Chan-
ce – und die Verantwortung -, hier bundesweit Vorreiter zu sein.

Die extrem rechte Szene in Thüringen hat in den letzten Jahren syste-
matisch Strukturen geschaffen, um ihre ideologische und materielle Ba-
sis zu festigen. Neben Immobilienkäufen und der Organisation von Ver-
anstaltungen nutzen sie Gewerbebetriebe, Versandhandel und Vereine 
zur Finanzierung und Verbreitung ihrer Ideologie. Rechtliche und ver-
waltungsrechtliche Maßnahmen sind dringend erforderlich, um diesen 
Entwicklungen entgegenzuwirken.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen basieren auf bestehenden rechtli-
chen Instrumenten und administrativen Möglichkeiten. Sie zielen darauf 
ab, extrem rechte Strukturen effektiv zu bekämpfen, ohne Grundrechte 
unverhältnismäßig einzuschränken. Gleichzeitig sollen demokratische 
Akteure gestärkt werden, um langfristig eine antifaschistische und de-
mokratische Gesellschaft zu sichern. Es braucht eine konsequente und 
umfassende Strategie gegen völkische Strukturen in Thüringen.

Für die Fraktion:

Mitteldorf
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